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Bayerisches Verwaitungsgericht Regensburg
I m N a m e n d e s Vo l k e s

In der Verwaltungsstreitsache

- Kläger-
bevollmächtigt:
fsn-recht Rechtsanwäl te
Georg-Schumann-Str. 179, 04159 Leipzig

g e g e n

Jobcenter Landkreis Regen
A u ß e n s t e l l e Z w i e s e l
vertreten durch den Geschäftsführer
Alfons-Maria-Daiminger-Str. 4, 94227 Zwiesel

- Beklagter -
beteiligt:
Regierung von Niederbayern
a ls Ver t re te r des ö f fen t l i chen In te resses
Postfach, 84023 Landshut

w e g e n

Auskunft nach dem IFG

erläsŝ s Bayerische Venwaltungsgericht Regensburg, 9. Kammer, durch den Rich-ter̂ ^̂ als Einzelrichter aufgrund mündlicher Verhandlung vom 11. März 2015

folgendes

a m 1 3 . M ä r z 2 0 1 5

U r t e i l :

Oer Beklagte wird verpflichtet, dem Kläger Zugang zu allen aktuellen
Diensttelefonnummem der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Beklagten
unter Unkennllichmachung der jeweiligen Vornamen zu gewähren. Der
Bescheid des Beklagten vom 27. Januar 2014 in der Gestalt des Wider
spruchsbescheids des Beklagten vom 17. April 2014 wird aufgehoben,
soweit er dem entgegensteht.
Die Kosten des Verfahrens hat der Beklagte zu tragen.
Das Urteil ist in Ziffer II vorläufig vollstreckbar. Der Beklagte darf die Voll
streckung gegen Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Höhe des voll-



streckbaren Betrags abwenden, wenn nicht der Kläger vor der Vollstre
ckung Sicherheit in Höhe des jeweiis zu vollstreckenden Betrags leistet.

Ta t b e s t a n d ;

Der Kläger begehrt Zugang zu den dienstlichen Telefonnummern des Beklagten.

Der Kläger ist wohnhaft in Braunschweig und bezieht vom dortigen Jobcenter Leistungen
nach BGB Ii. Der Beklagte ist eine „gemeinsame Einrichtung* i.S.v. § 44b BGB II zwischen

der Bundesagentur fOr Arbeit und des Landkreises Regen und fOr die DurchfDhrung der
Grundsicherung für Arbeitsuchende im Gebiet des Landkreises Regen zuständig. Für die
telefonische Kommunikation mit seinen „Kunden* hat der Beklagte ein „Benrice-Center" ein

gerichtet, über das jegliche Anrufe von Kunden erfolgen bzw. weitergeleitet werden (vgl. <
https;//www.venvaltungsservice.bayem.de/dokumente/behoerde/5115945988116>).

Mit Schreiben vom 29.12.2013 beantragte der Kiäger beim Bekiagten, ihm „eine Liste mit

alien Durchwahlnummem der Bachbearbeiter und Vermittler, sowie den sachbearbeitenden

Mitarbeitern der Widerspruchsstelie' zu Verfügung zu stellen. Grund hierfür sei. dass der

Kiäger aus den ihm zugänglichen Informationsquellen keine bzw. keine aktuelle Diensttele
fonliste gefunden habe bzw. diese zum Teil von Privatpersonen veröffentlicht worden seien,
von denen er nicht wisse, ob sie tatsächiich die richtigen bzw. aktuellen Listen veröffentlicht

hätten. MR Schreiben vom 27.1.2014 teiRe der Beklagte dem Kläger mR. dass beim Beklag

ten keine Telefoniisten mehr geführt würden, da der Beklage eine Telefonanlage benutze,

die mit der PC-Verbindung die individuelle MitarbeRersuche bei Jobcentem ütier das elektro
nische System erlaube. Die telefonische Erreichbarkeit des Beklagten sein über das Service-
Center des Beklagten. Telefonnummer 09922/8402-7 bzw. 09942/9409-60, sichergestellt
Das Schreiben enthält keine Rechtsbehelfsbelehrung. Am 27.2.2014 erhob der Kläger gegen
den „Bescheid* vom 27.1.2014 Widerspruch, den der Beklagte mit Widerspruchsbescheid
vom 17.4.2014 zurückwies. Beim Beklagten existiere keine Diensttelefonliste mehr. Der Klä

ger verfüge auch bereits ütrer die begehrten Informationen, da ihm die Telefonnummer des
Service-Centers des Beklagten mitgeteilt worden sei.

Am 12.5.2014 ließ der Kläger Klage erheben. Zur Begründung wird ausgeführt, dass es sich
bei den begehrten Telefonnummern um amtliche Informationen i.S.v. § 2 Nr. 11PG handele.
An diesem Charakter ändere sich nicht deshalb etwas, weil es dem Kläger nicht um die
dienstliche Telefonnummer eines einzelnen Mitarbeiters im Zusammenhang mit einem kon
kreten Venvaltungsvorgang, sondern losgelöst hienron um die Telefondurchwahlliste aller

Sachbearbeiter gehe. Dem IPG lasse sich eine derartige Einschränkung nicht entnehmen
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und sei auch nicht vom Sinn des Gesetzes getragen. Ausschlussgrtinde nach §§ 3, 4 und 6

IFG seien nicht ersichtlich. Inslsesondere im Hinblick auf § 3 Nr. 2 IFG sei nicht ersichtlich,

dass bei Bekanntgabe der dienstlichen Telefonnummern die Funktionsfähigkeit des Beklag
ten in Frage gestellt sei. Auch das vermeintliche Interesse der Mitarbeiter des Beklagten am
Ausschluss des infomiationszugangs überwiege nicht das Interesse des Klägers am Infor

mationszugang. Mit der Nennung des Namens und der dienstlichen Telefonnummer würden
keine schützenswerten personenbezogenen Daten preisgegeben, sodass sich sogar die

Frage einer für Eingriffe in individuelle Rechte erforderlichen Ermächtigungsgrundlage nicht
stelle. Auf die Einwilligung der Mitariseiter des Beklagten komme es daher nicht an. Auch

Organisatlonsenvägungen des Beklagten fänden als Ausschlussgrund im Gesetz keine Stüt
ze. Der Gesetzgeber hat>e die Frage der Funktionsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung all

gemein in §§ 3, 4 IFG gesehen, deren Voraussetzungen hier jedoch nicht vorlägen. Für den

Fall, dass der Rechtsauffassung des Klägers in Bezug auf die Schutzwürdigkeit der Namen
der Behördenmitarbeiter nicht gefolgt werde, werde die Herausgabe der anonymisierten

Diensttelefonnummemliste beantragt Sofern eine Diensttelefonliste beim Beklagten nicht
mehr weitergeführt werde, begehre der Kläger die letztmalig aktualisierte Telefonliste des

Beklagten.

Der Kläger beantragt;

Der Beklagte wird verpflichtet, dem Kläger Zugang zu allen aktuellen Dlensttelefon-

nummem der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Beklagten unter Unkenntlichma-

chung der jeweiligen Vomamen zu gewähren, unter insoweitiger Aufhebung des Ab
lehnungsbescheids vom 27.1.2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
1 7 . 4 . 2 0 1 4 .

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte weist darauf hin, dass der Beklagte über keine Telefonliste mehr verfüge. Er
meint außerdem, bei einer Telefonnummernliste handele es sich nicht um eine amtliche In

formation i.S.v. § 2 Nr. 1 IFG, da sie nicht Bestandteil eines Verwaltungsvorgangs sei. Je
denfalls stünde dem Informationsbegehren § 5 Abs. 1 Satz 11FG entgegen, da das Informa
tionsinteresse des Klägers das Interesse der Beklagtenmitarbeiter am Ausschluss des Infor

mationszugangs nicht überwiege. Amtsträger seien grundsätzlich Dritte i.S.v. § 2 Abs. 2 IFG
und fielen daher unter den Schutz des § 5 Abs. 1 Satz 1 IFG. Sie seien nur insoweit keine

(schutzwürdigen) Dritten, als es um die Weitergabe von Daten gehe, die sich auf ihre Amts-
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trägerfunktion bezögen; dies sei allerdings nur unter den Voraussetzungen des § 5 Abs. 4
IFG der Fall. Der Informationszugangsanspruch nach § 5 Abs. 4 IFG sei jedoch an einen
Bezug zu einem konkreten Verwaltungsvorgang zu binden, der hier nicht gegeben sei.

Zur Ergänzung der Sachverhaltswiedergabe wird auf den Inhalt der Gerichts- und der vorge

legten Behördenakte sowie der Niederschrift Ober die mQndliche Verhandlung vom
11.3.2015 Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n q s a r fl n d e :

Die Klage ist zulässig und begründet.

I. Die Klage ist zulässig. Sie ist gemäß § 42 Abs. 1 VwGO als Verpflichtungskiage in Form
der Versagungsgegenklage statthaft, da die Entscheidung über Anträge auf Gewährung
von Informationen nach dem IFG - wovon offenbar § 9 Abs. 4 Satz 11FG auch ausgeht -
in Gestalt eines Verwaltungsakts erfolgt (OVG Berlin-Brandenburg, B.v. 31.5.2011 - 12 N

20.10; VG Ansbach, U.v. 27.5.2014 - AN 4 K 13.01194).

II. Die Klage ist auch begründet. Der Kläger hat gegen den Beklagten einen Anspruch, ihm

Zugang zu den dienstlichen Telefonnummern der Mitarbeiter des Besagten zu gewähren.
Der ablehnende Bescheid des Beklagten ist daher rechtswidrig und verletzt den Kläger in
seinen Rechten (§113 Abs. 5 Satz 1 VwGO). Nach Auffassung des Gerichts steht dem

Kläger grundsätzlich ein entsprechender Auskunftsanspruch zur Seite (1.), gegen den der
Beklagte auf Grundlage des IFG oder anderer einfachgesetzlicher Regelungen keine
Einwände erheben kann (2.).

1. Anspruchsgrundlage für das geltend gemachte Informationsbegehren ist § 1 Abs. 1 Satz 1
IFG. Danach hat jeder nach Maßgabe dieses Gesetzes gegenüber Behörden des Bundes
einen Anspruch auf Zugang zu amtlichen Informationen.

a) Der Beklagte ist nach § 1 Abs. 1 Satz 1 IFG anspruchsverpflichteL Der Beklagte ist
zwar keine Bundesbehörde und auch kein sonstiges Bundesorgan, keine sonstige

Bundeseinrichtung und keine Person i.S.v. § 1 Abs. 1 Satz 2, 3 IFG. Die Anwendbar
keit des IFG auf ihn ergibt sich jedoch aus § 50 Abs. 4 Satz 2 SGB II. wonach sich der

Anspruch auf Zugang zu amtlichen Informationen gegenüber einer „gemeinsamen Ein
richtung" nach dem Informationsfreiheitsgesetz des Bundes richtet (vgl. VG Leipzig,
U.V. 10.1.2013-5 K981/11;VG Neustadt/Weinstraße. U.v.4.9.2014-4K466/14).
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b) Das Informationsbegehren des Klägers scheitert nicht daran, dass die begehrte Infor
mation nicht existent wäre oder der Beklagte aus tatsächlichen Gründen nicht in der

Lage wäre, das Informationsbegehren des Klägers zu erfüllen.

Die Behauptung des Beklagten, bei ihm existiere keine papteme und/oder elektroni
sche Übersicht Ober die dienstlichen Telefonnummern seiner Mitarbeiter (mehr), hält
das Gericht nach Durchführung der mündlichen Verhandlung aus Gründen der prakti

schen Kommunikation für verwunderlich und nicht nachvollziehbar, um nicht zu sagen

unglaubhafL Nach Auffassung des Gerichts spricht auch im Zeitalter modemer Kom
munikationsmittel bereits eine Vermutung dafür, dass für den Bereich einer jeden Be

hörde zumindest eine elektronische und ohne Weiteres ausdruckbare Auflistung sämt

licher Telefonnummern der Behördenmitarbeiter existiert und gepflegt wird, die in vol

lem Umfang zumindest der Behördenleitung zur Verfugung steht, wenn nicht sogar al

len Mitarbeitern. Diese Vermutung konnte der Beklagte nicht zur Oberzeugung des Ge
richts widerlegen. Insbesondere den sinngemäßen Einwand des Beklagten, die Füh-

aing und Pflege einer Diensttelefonliste erfordere angesichts ständiger personeller
und/oder organisatorischer Veränderungen beim Beklagten einen nicht mehr zu recht

fertigenden Verwaltungsaufwand, hält das Gericht nicht für stichhaltig. Personelle und
organisatorische Veränderungen dürften beim Beklagten - wie bei anderen Behörden
auch - getegentiicher, kaum aber .ständiger" Natur sein, sodass gelegentliche Aktuali

sierungen einer Telefonliste einen überschaubaren Verwaltungsaufwand erfordern, der
neben den ohnehin dabei anfallenden Maßnahmen und Formalitäten kaum nennens

wert ins Gevricht fallen wird.

Es kann indessen auch dahingestellt bleiben, ob der Beklagte die dienstlichen Telefon-
nummem seiner Mitarbeiter eigens in Form von elektronischen und/oder papiemen Lis
ten erfasst und pflegt Dem wörtlichen Klagebegehren lässt sich zwar mitunter ent

nehmen, dass der Kläger Zugang zur .Diensttelefonliste" des Beklagten begehrt. Das
Gericht entnimmt dem gesamten Vorbringen des Klägers jedoch, dass dies das Klage

begehren nur schlagwortartig umschreibt und dass das Rechtsschutzziel des Klägers
im Kern darauf gerichtet ist, vom Beklagten in Kenntnis der dienstlichen Telefonnum
mern der Mitartjeiter des Beklagten gesetzt zu werden. Dieses Informationsinteresse
zu befriedigen ist der Beklagte auch in der Lage, da die begehrte Information „Telefon

nummer des jeweiligen Mitarbeiters" zumindest als elektronisch gespeicherter Daten
satz tatsächlich existent ist und der Beklagte diese Information nicht erst noch herstel

len oder aufbereiten müsste. Soweit der Beklagte diese Datensätze nicht selbst elekt
ronisch erfasst, speichert und pflegt, sondern hiermit einen externen Dienstleister be-
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auftragt hat, wird er zur Erfüllung des streitgegenständlichen Informationsbegehrens
diesen Dienstleister erforderlichenfalls entsprechend anzuweisen halsen.

c) Bei der begehrten Information handelt es sich auch um eine amtliche Information. Dies
ist nach § 2 Nr. 1 Satz 1 IFG jede amtlichen Zwecken dienende Aufzeichnung, unab

hängig von der Art ihrer Speicherung. Erfasst werden nach der Gesetzesbegründung
(BT-Drucks. 15/4493, 8. 8 f.) „alle Formen von festgehaltener und gespeicherter Infor
mation, die auf einem Informationsträger gespeichert ist Gemeint sind Aufzeichnungen

die elektronisch, optisch, akustisch oder anderweitig gespeichert sind. Nicht er
fasst werden private Informationen oder solche, die nicht mit amtlicher Tätigkeit zu

sammenhängen.' Bei den dienstlichen Telefonnummern der Mitarbeiter des Beklagten
handelt es sich zumindest um elektronisch gespeicherte Informationen, die auch der in-

und externen Kommunikation des Beklagten und somit ausschließlich amtlichen Zwe

cken dienen. Für die Einordung einer Information als „amtliche Information" i.S.v. § 2
Nr. 1 Satz 1 IFG unerheblich ist es nach Ansicht des Gerichts, ob die Jeweilige Informa
tion in Beziehung zu einem konkreten Verwaltungsvorgang steht oder nicht. Anhalts

punkte dafür, dass der Zugang zu Informationen nach dem IFG genereil davon abhän
gig sein soll, dass sich das Infonmationsbegehren auf einen konkret zu bezeichnenden

Venvaltungsvorgang bezöge, ergeben sich weder aus dem GesetzeswortJaut noch aus
der Gesetzesbegründung (so auch VG NeustadtAWeinstraße, U.v. 4.9.2014 - 4 K
466/14 - juris Rn. 35; a.A. aber VG Ansbach, U.v. 27.5.2014 -/\N 4 K 13.01994 - juris
Rn. 30). Insbesondere ergibt sich aus § 2 Nr. 1 Satz 2 IFG nicht, dass der Informati

onszugang in jedem Fall einen Bezug zu einem konkreten VenAraltungsvorgang vo
raussetzt. Dort ist geregelt, dass lediglich bestimmte Infonnationen, nämlich „Entwürfe
und Notizen, die nicht Bestandteil eines Vorgangs werden sollen", keine amtlichen In

formationen sind (vgl. insoweit auch § 4 IFG, § 299 Abs. 4 ZPO, § 100 Abs. 3 VwGO, §
46 Abs. 2 Satz 2 BDSG). Daraus ergibt sich allenfalls, dass der Informationszugang
nur hinsichtlich Entwürfen und Notizen einen konkreten Bezug zu einem Vorgang auf
weisen muss. Es lässt sich hieraus jedoch nicht schließen, dass generell nur solche In
formationen dem Informationszugang nach dem IFG unterlägen, die auch Bestandteil
eines Verwaltungsvorgangs werden sollen oder einen entsprechenden Bezug aufwei
s e n .

Auch aus § 11 Abs. 2 IFG ergibt sich nicht, dass der Informationszugang nach dem
IFG generell von einem Bezug zu einem (bestimmten) Vorgang abhinge. Nach § 11
Abs. 2 IFG sind „Organisations- und Aktenpläne ohne Angatien personenbezogener
Daten nach Maßgabe dieses Gesetzes allgemein zugänglich zu machen". § 11 At}s. 2
IFG statuiert damit eine generelle, d.h. antragsunabhängige Veröffentlichungspflicht,
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von der aber personenbezogene Daten (und damit auch dienstliche Telefonnummern)

ausgenommen sind. Solche sollen .als sonstige amtliche Information (...) nur auf An

trag mitzuteilen" sein (BT-Drucks. 15/4493, 8. 16). § 11 Abs. 2 IFG kann daher ledig
lich entnommen werden, wann Informationszugang generell und ohne vorherigen An

trag zu gewähren ist Diese Bestimmung schließt indessen nicht aus, dass andere als
die darin genannten Informationen zwar nicht generell, aber auf Antrag mitzuteilen sind
und trifft auch hinsichtlich der Einordnung einer Information als .amtliche" i.S.d. IFG

keine (einschränkende) Aussage. Dass es sich speziell bei den dienstlichen Telefon

nummern von Behördenmitarbeitern um eine amtliche Information handelt, ergibt sich

schließlich auch aus der Existenz der Regelung in § 5 Abs. 4 IFG, wonach u.a. die Te-
lekommunikationsnummem von Bearbeitern unter den dort genannten Voraussetzun

gen vom Informationszugang nicht ausgeschlossen sind. Der Gesetzgeber geht daher
offenbar selbst davon aus, dass es sich bei den In § 5 Abs. 4 IFG genannten Daten um

amtl iche Informationen i .S.d. IFG handelt .

2. Dem Informationsbegehren lassen sich nach Auffassung des Gerichts auch keine Aus

nahmetatbestände des IFG entgegenhalten.

a) Dass sich der Beklagte hier nicht auf § 9 Abs. 3 IFG berufen kann, ist offensichtlich:
weiterer Ausführungen bedarf es insoweit nicht.

b) AusschlussgrOnde nach §§ 3,4 und 6 IFG sind ebenfalls nicht gegeben; insbesondere
ist nicht ersichtlich, dass die Bekanntgabe der dienstlichen Telefonnummern der Mrtar-
beiter des Beklagten an den Kläger die öffentliche Sicherheit gefährden könnte (§ 3 Nr.
2 IFG). Der Begriff der .öffentlichen Sicherheit" umfasst die Unverietzlichkeit der

Rechtsordnung, der subjektiven Rechte und RechtsgOter des einzelnen sowie des Be
standes, der Einrichtungen und Veranstaltungen des Staates oder sonstiger Träger
von Hoheitsgewalt. Im Hinblick auf Individualrechte und -rechtsgüter der Mitarbeiter
des Beklagten ist (abgesehen von datenschutzrechtlichen Belangen; dazu sogleich un
ter Buchst, c)) bereits weder vorgetragen noch ersichtlich, dass diese durch die Be

kanntgabe ihrer dienstlichen Telefonnummern an den Kläger oder gar an die Allge
meinheit in irgendeiner Weise gefährdet würden. Ein allenfalls denkbares erhöhtes

Aufkommen an dienstlichen Anrufen je Mitarbeiter berührt keine schützenswerten Inte
ressen der Beklagtenmitarbeiter, sondem führte allenfalls zu einem erhöhten Art}eits-

aufwand und ggf. Auswirkungen auf die Bearfoe'rtungskapazitäten des Beklagten und
schlimmstenfalls auf dessen Funktionsfähigkeit Eine derartige Gefahrenlage Ist jedoch

nicht ersicht l ich.
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Was die Rechte und Rechtsgüter des Beklagten selbst angeht, Ist ebenfalls nicht er

sichtlich, dass diese durch die Bekanntgabe der Telefonnummern seiner Mitarbeiter

gefährdet würden. Vemchiedene Stimmen weisen insoweit zwar darauf hin, dass der

Begriff der „öffentlichen Sicherheit* auch die Befugnis, die Verpflichtung oder das (Or
ganisations-) Ermessen einer Behörde umfasse, Regelungen zur telefonischen Kom
munikation bzw. Erreichbarkeit ihrer Mitarbeiter zu treffen (vgl. VG Potsdam, B.v.
3.9.2014 - 9 K 1334/14 - juris Rn. 3; VG Augsburg, B.v. 6.8.2014 - Au 4 K 14.983 -

juris Rn. 19). Diese Annahme mag zutreffend sein, führt jedoch nicht dazu, dass be
reits einer Anfrage wie der des Klägers entgegengehalten werden könnte, sie gefährde
das Organisationsennessen des Beklagten. Der Begriff des „(Organisations-) Ermes
sens" bezeichnet lediglich die (regelmäßig nur eingeschränkt gerichtlich überprüfbare)
Befugnis oder Verpflichtung einer Behörde, sich innerhalb rechtlicher und tatsächlicher
Grenzen aus einer Mehrzahl von Entscheidungsvarianten für die eine oder andere Va
riante der Organisationsgestaltung zu entscheiden. Handelt es sich aber bei der Frage,
ob eine Behörde ihre Diensttelefonliste allgemein oder einzelnen Personen zugänglich
macht, gerade um eine Frage, die im Rahmen des behördlichen Organisationsermes
sens vorbehaltlich gesetzlicher Einschränkungen in die eine oder andere Richtung be
antwortet werden kann, so kann es sich bei einer Anfrage eines Bürgers an die Behör
de, dieses Ermessen zu betätigen, kaum um eine Gefährdung dieses Ermessens han
deln - es stellt sich in einem derartigen Fall lediglich die Frage, ob die Entscheidung
zur Bekanntgabe oder Nichtbekanntgabe vom behördlichen Ermessensspielraum ge
deckt ist. Bei dem Ansinnen des Klägers handelt es sich mithin nicht um eine Gefahr

für das Organisationsermessen des Beklagten, sondern nur um eine Anfrage an den
Beklagten, sein Organisationsermessen (möglichst im Sinne des Klägers) auszuüben.
Die Bekanntgabe der Diensttelefoniiste des Beklagten - an wen auch immer - stellt al
so nicht eine Gefährduno des Oiganisationsermessens des Beklagten, sondem das
Ergebnis der Ermessensausübung dar, die freilich durch die gesetzlichen Vorgaben
und Grenzen, u.a. des IFG, eingeschränkt ist.

c) Selbst wenn davon auszugehen sein sollte, dass die Bekanntgabe bzw. die Pflicht zur
Bekanntgabe der dienstlichen Telefonnummern der Beklagtenmitarbeiter an den Klä
ger das Organisationsermessen bzw. die Organisationsgewalt des Beklagten berührt,
ergeben sich hieraus keine durchgreifenden Bedenken gegen den verfahrensgegen
ständlichen Informationsanspruch. Der Beklagte hat sich hier dazu entschlossen, für
seine externe Kommunikation grundsätzlich keinen direkten telefonischen Zugang zu
seinen Mitarbeitern zu eröffnen, sondem hierfür ein sog. „Service-Center" einzurichten,
in dem zunächst alle von außen kommenden telefonischen /\nfragen eingehen und
ggf. dann an den jeweils zuständigen Mitariieiter weitergeleitet werden. Dieses Kon-
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zept mag zwar politisch dIskussionswQrdIg sein, ist rechtlich aber nicht zu beanstan
den. Durch die Verpflichtung des Beklagten, die dienstlichen Telefonnummern seiner

Mitarbeiter auf Antrag Dritten bekannt zu geben, wird dieses Organisationskonzept je
doch nicht in Frage gesteilt. Dem Beklagten ist es zunächst schon unbenommen, auch

im Fall der Bekanntgabe der dienstlichen Telefonnummem seiner Mitartjeiter an Au

ßenstehende dieses Organisationskonzept (etwa durch Einrichtung automatischer

Rufumleitungen) weiterhin zu verwirklichen. Soweit in der Verpflichtung des Beklagten
zur Bekanntgabe der dienstlichen Telefonnummem seiner Mitarbeiter dennoch eine

Einschränkung seines Organisationsermessens zu erblicken sein sollte, ist dies als
Folge eines gesetzlich geregelten Individualanspruchs hinzunehmen, dem der Beklag
te Organisationsenvägungen nicht entgegenhalten kann, zumal diese im Hinblick auf
die Bekanntgabe von behördlichen Telefonnummem nicht einmal eine unmittelbare

einfachgesetzliche Regelung erfahren haben. Das Organisationsermessen des Beklag
ten besteht-wie jeder behördliche Ermessenspielraum - nicht unbeschränkt, sondem
nur im Rahmen der gesetzlichen Grenzen, zu denen u.a. die Regelungen des IFG und
hieraus folgende Informationsansprüche zählen.

d) Dem Informationsbegehren des Klägers steht auch der in § 5 IFG geregelte Schutz
personenbezogener Daten nicht entgegen (so i.E. auch Wirtz, LKf^ 2015,4).

Bei den dienstlichen Telefonnummem der Mitarbeiter des Beklagten handelt es sich

zwar um Daten mit Bezug zu Personen. Das Gericht ist jedoch der Ansicht, dass sol
che Telefonnummem grundsätzlich keinem wie auch immer gearteten Datenschutz un
terliegen und gegen ihre Veröffentlichung oder Bekanntgabe an Dritte daher auch aus
Sicht des Datenschutzes in der Regel keinerlei Bedenken bestehen. Insbesondere
setzt ihre Veröffentlichung oder Bekanntgabe datenschutzrechtlich keine Einwilligung
des Betroffenen oder eine gesetzliche Ermächtigungsgrundlage voraus. Nach Ansicht
des Bundesverwaltungsgerichts, der sich das Gericht anschließt, „werden mit der Nen

nung des Namens, der Dienstbezeichnung, der dienstlichen Telefonnummer und der
dienstlichen E-Mail-Adresse des Beamten [auf der Intemetseite der Behörde] keine in

irgendeiner Hinsicht schOtzenswerten personenbezogenen Daten preisgegeben"
(BVerwG, B.v. 12.3.2008 - 2 B 131/07 - juris Rn. 8; ähnlich auch Schoch, Infonnati-
onsfreiheitsgesetz, § 5 Rn. 67 m.w.N., und Berger/Roth/Scheel, Informationsfreiheits
gesetz. 2006, § 5 Rn. 23: „diese Daten sind nach Absatz 1 grundsätzlich nicht ge
schützt'; VG Leipzig. U.v. 10.1.2013 - 5 K 981/11 - juris Rn. 34). Spricht daher aus da
tenschutzrechtlicher Sicht bereits nichts dagegen, die genannten Daten auf jedermann

zugänglichen Intemetseiten zu veröffentlichen, wie dies beispielsweise die Jobcenter
der Landkreise Cham und Neustadt a.d. Aisch - Bad Windsheim oder das Landratsamt
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Schwandorf fär jeden ihrer Mitarbeiter tun

{vgl. <hItp.7/jobcenter-
cham.de/index.php?option=comjcontent&view=article&id-6&ltemid=6>,
<http://www.verwaltungssenrice.bayem.de/dokumente/behoerde/8997396279103/milarbe
iter> und <http://www.landkreis-
schwandorf.de/BOrgerserviceriiAitarbeiter_des_Landratsamtes/>),

so sollte dies erst recht gelten, wenn diese Oaten lediglich gegenOber einer Einzelper
son bekannt gegeben werden sollen.

An dieser Einschätzung ändert sich auch im Hinblick auf die gesetzliche Regelung zum
Schutz personenbezogener Daten in § 5 IF6 nichts. § 5 IFG regelt in seinem Abs. 1,
dass der Zugang zu personenbezogenen Daten von einer Interessenabwägung bzw.
einer Einvirilligung des Betroffenen abhängt. Abs. 2 und 3 enthalten für bestimmte Da

ten und Fallkonsteliationen Leitlinien für die /Abwägung nach Abs. 1. Nach Abs. 4 „sind

Name, Titel, akademischer Grad, Berufe- und Funktionsbezeichnung, Büroanschrifl
und -telekommunikationsnummer von Bearbeitern vom Infbrmationszugang nicht aus
geschlossen, soweit sie Ausdruck und Folge der amtlichen Tätigkeit sind und kein
Ausnahmetatbestand erfüllt ist". Die Bedeutung dieser Regelung erschließt sich jedoch
nicht ohne Weiteres und vwrd untergerichtlich uneinheitlich interpretiert. Es ließe sich
einerseits vertreten, dass § 5 Abs. 4 IFG konstitutiv einen informationszugang speziell
zu den darin genannten Daten erst eröffee, den es ohne diese Regelung gar nicht gä
be oder der ohne diese Regelung gemäß § 5 Abs. 1 (nach Maßgabe von Abs. 2 und 3)
ausgeschlossen wäre (so offenbar das etwa Verständnis bei VG Neustadt/W., U.v.
4.9.2014 - 4 K 466/14.NW - juris Rn. 42, VG Ansbach. U.v. 27.5.2014 - AN 4 K
13.01194 - juris Rn. 39 oder VG Berlin, U.v. 5.6.2014 - 2 K 252.13 - juris Rn. 20; dem

entspricht eine in der Literatur verbreitete, aber nicht näher begründete Ansicht, wo
nach es sich bei § 5 Abs, 4 IFG um eine Ausnahmevorschrift zu § 5 Abs. 2 IFG han
deln solle: vgl. Berger/Roth/Scheel, Informationsfireiheitsgesetz, 2006, § 5 Rn. 23;
Mecklenburg/Pöppelmann, Informationsfireiheitsgesetz, § 5 Rn. 34).

Nach Auffassung des Gerichts kommt § 5 Abs. 4 IFG dagegen lediglich klarstellende

Bedeutung dahingehend zu, dass die darin genannten zwar personentrezogenen Da
ten generell jedenfalls keinen Datenschutz nach § 5 At}s. 1 IFG (unter Berücksichti

gung der Leitlinien des § 5 Abs. 2 und 3 IFG), sondern „nur" den Schutz der §§ 3, 4
und 6 IFG (vgl. § 5 Abs. 4 IFG a.E.: „soweit... kein Ausnahmetatbestand erfüllt ist")
genießen sollen (so offenbar auch Sdioch, Informationsfireiheitsgesetz, 2006, § 5 Rn.
69, dem zufolge die in § 5 Abs. 4 genannten Daten dem Sdiutz des § 5 Abs. 1 Satz 1
IFG „entzogen" seien). Dies ergibt sich schon daraus, dass nicht erklärlich Ist, warum
diese Informationen aus datenschutzrechtficher Sicht überhaupt schutzt>edOrftig und
schutzwürdig sein sollen (vgl. BVerwG a.a.O.). Femer lässt sich für diese Sichtweise
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die etwas umständlich anmutende negative Fonnutierung der Vorschrift anführen (die
Daten .sind vom Infonmationszugang nicht ausgeschlossen"). Hätte der Gesetzgeber
mit § 5 Abs. 4 IFG einen ohne diese Vorschrift etwa wegen § 5 Abs. 1-3 IFG ausge
schlossenen Informationszugang konstitutiv erst begründen wollen, so hätte es nahe

gelegen, diese Norm positiv zu formulieren {.Zugang zu Name, Titel,... Ist zu gewäh
ren, soweit..."). Schließlich ist auch auf die Gesetzesbegründung zu venA/eisen, die
nach ihrem Wortlaut ebenfalls davon ausgeht, dass es sich bei § 5 Abs. 4 IFG nur um

eine Klarstellung zu § 5 Abs. 1 IFG handele (BT-Drucks. 15/4493 8. 14, zu § 5 IFG -

Hervorhebung durch das Gericht .Absatz 4 stellt klar, dass die aufgeführten perso

nenbezogenen Daten von Amtsträgem, die mit ihrer dienstlichen Tätigkeit zusammen
hängen, grundsätzlich nicht nach Absatz 1 geschützt sind." Vgl. auch die Begründung
zur Definition des Begriff des .Dritten" in § 2 Nr. 2, BT-Drucks. 15/4493 8. 8: Amtsträ

ger sind (nur) insoweit keine Dritten als es um die Weitergabe von Daten geht, die sich
auf ihre Amtsträgerfunktion beziehen (vgl. Begründung zu § 5 Abs. 4),"). Das Gericht

gelangt daher zur Erkenntnis, dass es sich bei den dienstlichen Telefonnummern von
Behördenmitarbeitem nicht um Daten handelt, deren Bekanntgabe an Dritte anhand

von § 5 Abs. 1 IFG unter Berücksichtigung der Abwägungsleitlinien in § 5 Abs. 2 und 3
IFG zu beurtei len wäre.

Was den Anwendungsbereich des § 5 Abs. 4 IFG betrifft, sieht das Gericht auch kei
nen Anlass, diesen einschränkend dahingehend auszulegen, dass die darin genannten

Informationen nur dann zugänglich zu machen wären, wenn sich das Informationsbe

gehren auf einen konkreten VenwaKungsvorgang bezöge. Die verschiedentlich zu be
obachtende Tendenz, den Informationszugang nach dem IFG bereits generell (so VG

/Vrsbach, U.v. 27.5.2014 - AN 4 K 13.01994 - juris Rn. 30; dem folgend VG Augsburg,
B.v. 6.8.2014, Au 4 K 13.983 - juris Rn. 18 unter Abweichung von VG Augsburg, B.v.
2.6.2014 - Au 4 K 14.565) oder aber Im Rahmen der In § 5 Abs. 4 IFG genannten Da
ten an einen Bezug zu einem konkreten Venivaltungsvorgang zu binden (so VG Berlin,
U.V. 5.6.2014 - 2 K 252.13 - juris Rn. 20 ff.; VG Neustadt/W., U.V. 4.9.2014 - 4 K

466/14.NW-juris Rn. 42 ff. m.w.N. zur a.A.), begegnet bereits Bedenken vor dem Hin
tergrund, dass der Informationszugangsanspruch nach dem IFG .voraussetzungslos*
(BT-Drucks. 15/4493 8. 7) gewährt wird und jedenfalls nach seinem Wortlaut (abgese
hen von der Ausnahme des § 2 Nr. 1 8atz 2 IFG) keinen Bezug zu einem konkreten

Venwaltungsvorgang verlangt - anders als z.B. das Berliner Informationsfreiheitsgesetz
oder das Brandenburgische Akteneinsichts- und Informationszugangsgesetz, die be
reits nach ihrem Wortlaut (jew. § 1) .nur" ein Akteneinsichtsrecht begründen.

Ein derartiges Erfordernis ergibt sich auch nicht aus der Auslegung des Begriffs des
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„Bearbeiters'. Richtig ist zwar, dass der Begriff des .Bearbeiters' bedeutet, dass es
sich bei der betreffenden Person um jemanden handeln muss, der .etwas bearbeitet

(hat)", d.h. .sich mit einem Gesuch, einem Fall als entsprechende Instanz prüfend oder
erforschend beschäftigt (und darüber befindet)'

(<http://www.duden.de/rechtschreibung/BearbelteP'und
<http://www.duden.de/rechtschreibung/bearbeiten>).

Daraus ergibt sich zwar, dass im Fall des Beklagten Bearbeiter nur sein kann, wer sich

mit einem oder mehreren Vorgängen befasst, d.h. zur Aufklärung und/oder Entschei

dung von Vorgängen aus dem behördlichen Bereich des Beklagten berufen ist. Dies
dürfte jedenfölis auf alle sachbearbeitenden Mitarbeiter des Beklagten zutreffen. Dass
.Bearbeiter' indessen nur wäre, wer sich mit einem bestimmten oder konkreten Vor

gang befasst, der mit dem Informationsbegehren zu bezeichnen wäre, lässt sich die
sem Begriff jedoch nicht entnehmen.

Auch im Hinblick auf andere Vorschriften des IFG ergibt sich nicht, dass Informations

begehren, die die in § 5 Abs. 4 IFG genannten Daten zum Gegenstand haben, einen
konkreten Vorgangsbezug aufweisen müssten. Aus § 2 Nr. 1 Satz 2 IFG wie auch aus

§ 11 Abs. 2 IFG lässt sich eine derartige Erkenntnis nicht gewinnen (vgl. aber VG Neu
stadt/W., U.V. 4.9.2014 - 4 K ASmA.mf - juris Rn. 44. 46). § 2 Nr. 1 Satz 2 IFG
nimmt .Entwürfe und Notizen, die nicht Bestandteil eines Vorgangs werden sollen',
vom Informationszugang aus und § 11 Abs. 2 IFG regelt, welche Informationen eine
Behörde .aligemein zugänglich zu machen' hat. Warum sich hieraus ergeben soll,
dass der Zugang zu allen anderen Informationen, die nicht von den genannten Rege

lungen erfasst werden, von einem Vorgangsbezug abhängen soll, erschließt sich nicht
Mit Blick auf die Regelung des § 7 Abs. 1 Satz 3 IFG wird vielmehr deutlich, dass ein
konkreter Bezug zu einem Vorgang gerade nicht Voraussetzung für den Informations

zugang sein kann. Nach dieser Regelung muss ein Antrag auf Informationszugang
nach dem IFG (nur) dann begründet werden, wenn der Antrag Daten Dritter i.S.v. § 5
Abs. 1 und 2 oder § 6 IFG betrifft. Zielt das Informationsbegehren dagegen auf Daten
i.S.v. § 5 Abs. 4 IFG ab, ist nach dem eindeutigen Wortlaut des § 7 /\bs. 1 Satz 3 IFG
eine Begründung des Antrags nicht erforderlich, sodass vom Antragsteller danach
auch nicht verlangt werden kann, sein Informationsbegehren in Bezug zu einem von
ihm konkret zu bezeichnenden Venwaltungsvorgang zu setzen.

Schließlich ergibt sich auch aus dem Sinn und Zweck des IFG und speziell des § 5
Abs. 4 IFG nicht, einen Informationsanspruch entgegen des Wortlauts vom Bezug zu
einem konkreten Vemvaitungsvorgang abhängig zu machen. Mit dem IFG beabsichtigt
der Gesetzgeber, die Partizipationsmöglichkeiten der Bürger an staatlichen Entschei-

dungsprozessen, die Transparenz behördlicher Entscheidungen und die Kontroile



- 1 3 -

staatlichen Handelns zu verbessern. Das IFG .dient vor allem der demokratischen

Meinungs- und Willensbildung", wofür .unabhängig von einer individuellen Betroffenheit
Sachkenntnisse entscheidende Voraussetzung sind" (BT-Drucks. 15/4493. S. 6). Fer
ner reagiert der Gesetzgeber mit dem IFG auf ein in seinen Augen gewandeltes Ver

waltungsverständnis, in dem .neben das autoritative Handeln des Staates zunehmend
eine konsensorientierte Kooperation mit dem Bürger tritt, die eine gleichgewichtige In

formationsverteilung erfordert" (BT-Drud<s. 15/4493, S. 6).

Richtig wird danach zwar sein, dass das IFG auch einen erleichterten Zugang des Bür
gers zu SachinformaUonen bezweckt und insofern ein Jnformationsgleichgewicht* zwi
schen Bürger und Verwaltung anstrebt Es ließe sich zwar durchaus vertreten, dass
dieser Zweck die Bekanntgabe von dienstlichen Telefonnummern nicht zwingend er
fordere. Aus dieser Erkenntnis wären hier jedoch keine Konsequenzen zu ziehen. Gibt

eine Rechtsnonn nach ihrem Wortlaut in der Rechtsfolge mehr her als nach dem Ge

setzeszweck vorgesehen oder erforderlich, so gibt dies allenfalls Anlass zu einer ein
schränkenden Auslegung dieser Norm im Sinne einer .teleologischen Reduktion". Eine
derartige Gesetzesauslegung ist Jedoch nicht schon dann möglich oder gar nötig, wenn
die nach dem Worttaut vorgesehene Rechtsfolge dem Gesetzeszweck .lediglich" nicht
entspricht, sondern erst dann, wenn sie diesem widerspricht. Letzteres vermag das
Gericht im vorliegenden Fall at}er nicht zu erkennen. Nicht nachvollziehbar erscheint
zudem die Folgemng einiger, warum der Informationszugangsanspruch nach dem IFG
an einen konkreten Venvaltungsvorgang zu binden sei, wenn (nach deren Auffassung)
das Informationsbegehren schon gar nicht dem IFG entspreche.

Abgesehen davon ist zudem in Erinnerung zu rufen, dass das IFG neben einer verbes
serten Sachinformation jedenfalls auch die .Transparenz behördlicher Entscheidungen"
(BT-Drucks. 15/4493 8. 6) verbessern soll. Zumindest diesem gesetzgeberischen An
liegen entspricht das hier verfolgte Informationsbegehren unzweifelhaft, wird doch
durch die Bekanntgabe der dienstlichen Telefonnummern der Mitarbeiter des Beklag
ten dessen interne Oiganisationsstruktur für Außenstehende wie den Kläger zumindest
teilweise offengelegt.

Die Regelung speziell des § 5 IFG schließlich ist ausweislich seiner Oberschrift dem
datenschutzrechtlichen Zwecken geschuldet Es ist aber bereits nicht ersichtlir^, wi«-
rum gerade aus datenschutzrechtlicher Sicht der Informationszugang davon abhängig
sein soll, dass er sich auf einen konkreten Venwaltungsvoigang bezöge. Die Bekannt

gabe von dienstlichen Kontaktdaten einzelner Behördenmitarbeiter an Dritte oder die
Öffentlichkeit unterliegt datenschutzreditlich grundsätzlich keinen Bedenken oder Vor-
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behalten - unabhängig davon, ob die Bekanntgabe anlass- oder verfahrensbezogen
oder generell Im Rahmen etwa eines behördlichen Intemetauftritts oder Telefonbuch

eintrags erfolgt. Spielen datenschutzrechtliche Erwägungen aber tiei der Bekanntgabe
von dienstlichen Telefonnummern bereits generell grundsätzlich keine Rolle, ist daher

auch nicht erklärlich, warum sich gerade aus solchen (im Rahmen des § 5 IFG allein

relevanten) datenschutzrechtlichen Erwägungen ergeben soll, dass Telefonnummern
von Behördenmitarbeitem nur dann nadi dem IFG bekannt gegeben werden dürften,
wenn sich das Informationsbegehren auch auf einen bestimmten VerwaKungsvotigang
bezieht. Mit datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten lässt sich ein derartiges Erforder
nis jedenfalls nicht erklären oder gar rechtfertigen, sondern allenfalls mit Gesichtspunk
ten eines - wie auch immer zu begründenden - Behördenschutzes, der jedoch im
Rahmen der datenschutzrechtlichen Vorschrift des § 5 IFG keine Rolle spielt

Datenschutzrechtliche Belange können dem Klagebegehren demnach nicht entgegen
gehalten werden.

e) Der Bekanntgabe der begehrten Informationen an den Kläger steht auch nicht die be
amtenrechtliche Fürsorgepfiicht des Beklagten gegenüber seinen Bediensteten entge

gen. Nach § 78 Satz 1 B6G hat der Dienstherr im Rahmen des Dienst- und Treuever
hältnisses für das Wohl der Beamten und ihrer Familien, auch für die Zeit nach Been

digung des Beamtenverhältnisses, zu sorgen. Er schützt die Beamten bei ihrer amtli
chen Tätigkeit und in ihrer Stellung (§ 78 Satz 2 BBG). Es ist hier jedoch nicht ersicht
lich oder dargelegt, dass und inwiefern die Mitarbeiter des Beklagten durch die Be

kanntgabe ihrer dienstiichen Telefonnummern an den Kläger in ihrem Wohl oder in ih
rer amtlichen Tätigkeit oder Stellung beeinträchtigt würden. Ein etwaiges Interesse der

Beklagtenmitartieiter daran, von direkten Kontaktaufnahmen von „Kunden' verschont
zu bleiben, ist jedenfalls nicht schutzwürdig, denn: „Kein Bediensteter einer Behörde

hat Anspruch darauf, von Publikumsverkehr und von der Möglichkeit, postalisch oder
elektronisch von außen mit ihm Kontakt aufeunehmen, abgeschirmt zu werden, es sei

denn, legitime Interessen z.B. der Sicherheit gebieten dies' (BVerwG, B.v. 12.3.2008 -
2 B 131/07-juris Rn. 8).

Die Kostenentscheidung eiigibt sich aus § 154 Abs. 1 VwGO. Die Entscheidung über die
vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 VwGO LV.m. § 708 Nr. 11, § 711 ZPO.
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R e c h t s m i t t e t b e l e h r u n a

Rectitsmrttet; Gegen dieses Urteil sieht den Beteiligten die Berufung zu. wenn sie von dem Bayeri
schen Verwaltungsgerichtshof zugelassen wird. Der Antrag auf Zulassung der Berufung ist inner
halb eines Monats nach Zustellung des Urteils beim Bayerischen Verwaltungsgorlcht Regensburg
schriftlich zu stellen (Haidpiatz 1.93047 Regensburg oder Postfach 110165. 93014 Regensburg).
Der Antrag muss das angefochtene Urteil bezeichnen. Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung
des vollständigen Urteils sind die Gründe darzulegen, aus denen die Berufung zuzulassen ist; die
Begründung ist. soweit sie nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist. beim Bayerischen
Verwaltungsgerichtshof (Ludwigstraße 23. 80539 MOnchen oder Postfach 340148.80098 München)
e i n z u r e i c h e n .

Die Berufung ist nur zuzulassen, wenn 1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen, 2.
die Rechtssache besondere tatsachliche oder rechtliche Schwierigkeiten aufweist. 3. die Rechtssache
grundsätzliche Bedeutung hat. 4. das Urteil von einer Entscheidung des Bayerischen Verwaltungsge-
richtshofs, des Bundesverwaltungsgenchts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des
Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder 5.
wenn ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel geltend gemacht
wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.
Oer Antragsschrift sollen jeweils 4 Abschriften beigefOgt werden.

Hinweis auf Vertretungszwang: Vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof müssen sich alle
Beteiligten, außer im Prozesskostenhilfeverfahren, durch einen Prozessbevollmächtigten vertreten
lassen. Dies gilt l>ereits für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Bayerischen Verwal
tungsgerichtshof eingeleitet wird, die aber noch beim Verwaltungsgericht vorgenommen werden. Als
Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder die anderen in § 67 Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 Nr. 3 bis 7
VwGO sowie in §§ 3. 5 RDGEG bezeichneten Personen und Organisationen zugelassen. Behörden
und juristische Personen des öffentlichen Rechts können sich auch durch Beschäftigte mit Befähigung
zum Richteramt vertreten lassen; Einzelheiten ergeben sich aus § 67 Abs 4 Salz 4 VwGO.

R i c h t e r


